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Die Koordinierung iIn Verkehr 
Von Dr. A. H ei m es, Frankfurt/Main 

Seit vielen Jahren, ja schon seit Jahrzehnten, bemühen sich die Verkehrspolitiker 
nicht nur in Deutschland, sondern in allen wirtschaftlich hochentwickeltr.n 
Ländern der Welt um die Lösung des Problems dner störungsfrei funktionieren~ 
den Koordinierung im Verkehr. Die Auseinandersetzungen über diese Frage 
nehmen mit der fortschreitenden Entwicklung der neuen Verkehrsträger, ins~ 
besondere des Kraftverkehrs, in steigendem Umfange aber auch hereits der Luft~ 
fahrt, immer schärfere Formen an. Die Lösungsversuche in den 'einzelnen Ländern 
sind sehr verschiedenartig. Man kann aber wohl feststellen, daß es noch nirgends 
gelungen ist, zu einem völlig zufriedenstelIenden Ergebnis zu kommen. 
Diese Tatsache allein beleuchtet schlagartig die hier vorliegenden Sch~ierigkeit:!n. 
Sie z'tigt aber auch die Begrenzungen auf, die dem Verfass:!r für die Behandlung 
dieses anspruchsvollen Themas gesteckt sind, naturnotwendig gesteckt sein 
müssen. 

Es soll der Versuch unternommen werden, ,einige der vielleicht wesentlichsten 
Ueberlegungen zu 'tiner Koordinierung im Verkehr anzuspr,echen und damit 
einen Diskussionsbeitrag zur Behandlung dieses wichtigen Tdlabschnittes aus 
dem ch'utschen '~irtschaftsleben zu leisten. 

Warum überhaupt Koordinierung? 
Der Verkehr wird vielfach ~ls Diener der \'Virtschaft bezeichnet. Diese Tatsache 
kann aber nicht darüher hinwegtäuschen, daß er selbst dn Teil d:!r Wirtschaft 
ist und daß er damit naturnotwendig auch den Gesetzen der Wirtschaft unter_ 
liegt. Wir meinen, daß eine gewisse Verkennung dieser Tatsache überhaupt 
erst zu den heutigen Schwierigkeiten im Verkehr geführt hat. Die Eisenb.lhn 
hat viele Jahrzehnte hindurch praktisch ein Landverkehrsmonopol besessen, 
Einem solchen Monopol gegenüber konnten die Gesetze der Wirtschaft nur teib 
weise ihre Wirkung durchsetzen. Es bestand nicht der Zwang, wie ,er für die 
übrigen Glieder der Wirtschaft unentwegt gegeben ist, sich mit den V'erhältnissen 
am Markt auseinanderzusetzen und sich den Gegebenheiten des Marktes elastisch 
anzupassen. Die Eisenbahn 'entwickelte sich vielmehr weitgehend zu dnem ln~ 
strument der staatlichen Wirtschafts", Sozial" und Kulturpolitik. Auch militärische 
U eberlegungen spielten bei ihrem Aufbau und ihrer Führung eine nicht un" 
erhebliche Rolle. ' 
Die so in jahrzehntelanger Entwicklung gewachsene Eisenbahn sieht sich nun" 
mehr seit rund einem VIerteljahrhundert der Tatsache gegenüber, daß ein 
leistungsfähiger neuer Landesverkehrsträger, nämlich der Lastkraftwagen, neben 
ihr entstanden ist, der sich in einer stürmischen Aufwärtsentwicklung einen 
wesentlichen Teil der Landbeförderungsleistungenerobert hat. Das Landver" 
kehrsmonopol ging verloren. Manche überkommenen Einrichtungen und Auf" 
fassungen der Monopolzeit habcn sich jedoch bis heukerha1f.en. Zwar hat auch 
die Eisenbahn von der Entstehung des nel.h!n Y,erkehrsträgers profitiert, indem 
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neue Industrien im Rahmen der Kraftverkehrswirtschaft entstanden und die 
vorhandenen zusätzliche Auftraggeber 'erhielten, die auch die Eisenbahn in er" 
heblichem Umfange beschäftigen. Durch die Beschleunigung und Erleichterung 
des ZU" und Ablaufs der Schiene wurden auch die eigenen Beförderungsleistun" 
gen befruchtet. Der Kraftwagen ist aber im Zug,e seiner technischen Verv'oll" 
kommnung sehr bald der Rolle des Ergänzungsdienstes zur Schi:ene ,entwachs,en 
und macht nunmehr der Schiene in weiten Ber.eichen, sei ,es im Güterverkiehr 
'Oder Personenverkehr, aufs heftigste Konkurrienz. Nach dem altbewährten 
Grundsatz "Konkurrenz hebt das Geschäft" hat diese Entwicklung auch die Eis,en" 
bahn zu immer neuen Leistungen angespornt. Es kann ,wohl hinen Zweifel dar" 
über gehen, daß die Modernisierung ,auf allen Gebieten des Eisenbahnverkehrs 
'Ohne den Wdthewerbsdruck des Kraftwagens wesentlich zaghafter voran" 
geschritten wäre. Nutznießer dies'er Entwicklung ist zweifellos die Wirtschaft. 
Aus dem Ymhergesagtenergibt sich, daß die veränderten Marktv,erhältnisse" 
zumindest auf dem Gebiete der T,echnik, bereits ihre Wirkung getan haben. Die 
Bahn hat versucht, mit den ihr zweckmäßig 'erscheine,nden technischen Mitteln 
dem Wettbewerb des Kraftwag,ens 'entgegenzutreten. Die Erkenntnis setzt sich 
immer mehr und mehr durch, daß sie auf diesem W!ege weiter fortschreiten muß 
lind daß hier noch zahlreiche ungenutzte Möglichkeiten Hegen, die Situation der 
Eisenbahn im W:ettbewerb zu verhess'ern. 'T 

Auf dem technischen Gebiete sind der Eis,enbahn kaum Fesseln auf,erlegt. 
Andererseits sind ihr jedoch gewisse Grenzen g,esdzt, :die sk inshesondere im 
gemeinwirtschaftlichen Tarifsystem, verbunden mit der Tarifg1eichheit im Raum, 
der Betriebs" und Beförderungspflicht und den hetri.ebsfremden Yorbelastungen 
sieht. Zweifellos sind hier z. Z. Sonderv,erhältnisse g,egeben, die nur schwer in 
den Rahmen einer W,ettbewerbswirtschaft passen. Die öffentliche Meinung neigt 
heute noch dahin, daß man die gemeinwirtschaftlichen Y'erpflichtung,en der Eis~n" 
bahn unangetastet lassen muß, weil sich darauf dn Gutteil der deutschen !WIrt" 
schaftsstruktur und Raumordnung aufbaut. Inwieweit das heute tatsächlich noch 
zutrifft und auch für die Zukunft gleiche Voraussetzungen erhalten bleiben 
müssen, wäre durch sorgfältige Untersuchungen festzustellen. Es mehren. sich 
jedenfalls die Stimmen, die ,erkennen, daß der Kraftwagen. d~en wes'entltche~ 
Teil der gemeinwirtschaftlichen Wirkungen der Bahn berelts uberno~men hat 
und auch aus diesem Gnmde an einen Abbau der ,entsprechenden Y,erpfltchtungen 
der Bahn gedacht werden kann. 
Die offizielle Verkehrspolitik in Deutschland stellt aber die gemeinwirtschaft" 
lichen Verpflichtungen der Eisenbahn noch immer in den Mittelpunkt il1rer ~nt" 
scheidungen und sucht im Wege der Koordinierung die anderen Verkehrstrager 
hiernach auszurichten. 

Wie koordhlicl'cn? 
Das Wort "koordinieren" ,enthält nach unserem Sprachempfindenauch die Fordc" 
rung nach Gleichbehandlung aller Y,erkehrsträger. Das Ziel, dem einen Ver" 
kehrsträger im \X1ege der Koordinierung eine Yorzugsstellung im Wdtbewerb 
zu verschaffen, sollte deshalb von vornherein fortfaI1en. Es würde sonst anstelle 
der Koordinaüon eine Subordination der anderen unter di'e Interessen des bevor" 
zugten Y,erkehrsträgers treten. Offensichtlich unt'e~liegt die Staa~sführung s,e~1l' 
leicht einem solchen Versuch, da die Eis,enbahnen SIch durchweg un Staatsbesttz 
befinden und sich der Gesetzgeber insoweit vielfach in dner ,echten Interessen" 
kollision befindet. Diese Interessenkollision wird insbesondel'e auch in der Pers'on 
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des Bundesfinanzministerserkennbar, der auf der 'einen Seite für das Defizit 
der Bundesbahn aufkommen muß, während er auf der anderen Seite auch die 
n~twendig~n Mittel für die Herstellung der Verkehrswege der übrigen Verkehrs~ 
trager bereItzustellen hat. Die Tatsache, daß diese Mittel, zumindest soweit es 
den Kraftverkehr anbelangt, durch diesen im Wege von Sonderabgahen auf~ 
gebracht werden, spielt hierbei kaum ·eine Rolle. . 
Das Ziel einer guten Verkehrskoordinierung sollte darin liegen, d i ,e Wir t" 
schaft auf die beste und billigste \'Veise mit den notw,endi:< 
gen Ver k ehr sie ist u n ge n zu ver S'0 r g ,e n. Das Interesse an der Er~ 
haltun~ bestehender Verkehrseinrichtungen muß gegenübzr diesem primären 
Zweck zurücktreten, und alle Koordinierungsmaßnahmen sollten darauf aus~ 
gerichtet sein, diesem Ziele im zeitlichen Ablauf möglichst nahe zu kommen. 
Diese Forderung enthält aber bereits ein festes Programm, das man am hesten im 
Rahmen eines freien \Vettbewerbs unter den Vakehrsträgern verwirklichen kann. 
Das würde allerdings Koordinierungsmaßnahmen weitgehend unnötig machen. 
Kann nun dieser freie \'Vettbewerb im Verkehr Platz greifen 'Oder welche Momente 
stehen dem entgegen? 
W·enn man >einmal die historische Entwicklung 'im Verkehr auf den Kopf stellt 
und davon ausgeht, daß der Lastkraftwagen vor det Eisenbahn dagewesen wäre 
dann wäre zweifellos folgendes Bild gegeben: Der Lastkraftwag,en würde zunächst 
auf primitiven und dann immer besser ausgebauten Straßen das Land ·erschließen. 
Erst wenn der Verkehr in bestimmten Relation~n einen Umfang 'erreicht hätte 
der den Bau einer Eisenbahn rentabel erscheinen ließe, würde man an die Er; 
richtung einer Eisenbahnverbindung denken. Wahrscheinlich würde die Eisen:, 
bahn in solchen gut frequentierten Yerkehrsbeziehung:en dem Lastkraftwagen 
erheblich Abbruch tun, weil er hier mit höheren Selbstkosten rechnen müßte' 
als die Eisenbahn. Die Eisenbahn würde sich bei dem Aufbau ihres Netz,es aber 
auf die Hauptverkehrsrelationen beschränken und niemals daran denken, ·ein 
Eisenbahnnetz etwa in der Dichte aufzubauen, wie wir es in den ieuropäischen 
Ländern als Folge davon vor uns sehen, daß eben die Eisenbahn vor dem Last" 
kr,aftwagenerfunden wurde. Die Richtigkeit dieser Unterstellung ,ergibt sich im 
übrigen aus dem Verfahren unterentwickelter Länder, die selbstverständlich nicht 
daran denken, ein Eisenbahnnetz nach dem überkommenen System aufzubauen. 
Der Wettbewerb Schiene-Straße würde sich in einem solchen Falle ohne 
Störungen ,für die Gesamtwirtschaft automatisch nach marktwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten regeln können. 
A~ders ist es leider in. den m~dernen Industriestaaten. Hier hat die umgekehrte 
R.elhe~folge der Entwlcklun.g m Jahrzehnten eine Wirtschaftsstruktur gefördert, 
dle mit dem Bestehen der Eisenbahn verbunden und von ihrer Tarifpolitik !ffi:~hr 
oder weniger abhängig ist. Die Einführung des freien Wetthewerbs zwischen 
Schiene und Straße würde hier wesentliche Verschiebungen lergeben, deren Wirf 
kungen im einzelnen schwer übersehbar sind. Es kann aber nichts darüber hin .. 
wegtäuschen, daß die Eisenbahn unter dem Einfluß des Wettbewerbs des Kraft" 
wagens bereits einen 'crheblichen Teil des Weges zu einer W:ettbewcrbswirtschaft 
im Verkehr gegangen ist, und es spricht vieles dafür, daß sie auch in Zukunft . 
geneigt ist, diesen Weg weiter zu gehen. Ein besonders 'eklatanter Bewcis dafür 
ist z. B. in der starken Zusammendrängung der W·ertklassenstaffel im DEGT 
zu sehen. Eine weitere möglichst kaufmännische Gestaltung des Verkehrs mit 
der Erstellung kostennäherer Tarife kann ökonomisch nur als sinnvoll angesehen 
werden. 
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Wenn man solche Gedankengänge vertritt, muß man sich freilich klar darüber 
sein, daß eine solche Entwicklung nur Schritt für Schritt und ,nach sorgfältiger 
Ueberlegung jeder Einzelphase V:Or sich g,ehen darf, um nicht unliebsame Ueber" 
raschungen, d. h. untragbare Auswirkungen auf die betroffene v,erladende Wirt" 
schaft, zu erleben. Man kann auch die Augen nicht vor der !Tatsache verschließen, 
daß im Verkehr selbst manche Voraussetzungen für dn .einwandfreies Funktio" 
nieren des Mechanismus eines freien Verkehrs fehlen. Wir haben oben fest" 
gestellt, daß die Eisenbahn kein LandeSV'erkehrsmonopol mehr besitzt. Sie hesitzt 
aber das Schienenmonopol, welches ihr gegenüber der Kuridschaft eine markt" 
beherrschende Stellung verleiht. Mit Hilfe dieses Schienenmonopols v,erfügt di:e 
Eisenbahn über rund 60 % des Ycrkehrshesitz.es. Solche Tatsachen bieten dne 
schlechte Y.oraussetzung für einen gut funktionier,enden frden W:etthewerb im 
Y,erkehr. Der globale Ausgleich: im Rahmen der Bahn gäbe ihr außerdem idi'e 
Möglichkeit, die anderen Verkehrsträger durch Kampftarif,e aus der Bedienung 
bestimmter Verkehrsrelationen oder Güterarten auszuschalten. Im Wiege von 
Koppelungs" und Mindestmengentarifen könnte die Bahn in Ausnutzung .ihrer 
marktbeherrschenden Stellung maßgebende Güterströme monop:olartig an sich 
binden. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Beförderungspflicht der Eisenbahn zu 
schen, die wir als notwendige Folge des Schienenmonopolsauch in dner frden 
Wetthcwerbswirtschaft im Verkehr für 'erforderli,ch halten. Man kann ohnehin 
darüber streiten, 'Üb die Beförderungspflicht für die Eis'enbahn :eine Last ist. Ein 
Aufgeben dieser Verpflichtung würde die Verladerschaft der Eisenbahn gegen" 
über jedenfalls in eine sehr unangenehme Lage bringen,' da die Wirtschaft im 
Geg,ensatz zu den Verhältnissen im Kraftverkehr hier :eine Ausweichmöglichkeit 
nicht besitzt. Während der Wirtschaft beim Kraftv,erkehr die Auswahlmöglichkeit 
zwischen einer großen Zahl konkurrierender Transportunt'ernehmer g'egeben ist 
und sie außerdem die Möglichkeit hat, sich selbst Lastzüge anzuschaffen und 
sogar ihre Güter im W,erkverkehr sdbst zu hefördern, kann sie nicht auf einen 
dgenen z. B. in der Rohstoffbeförderung besonders billigen Schitenenverkehr 
ausweichen.' 
!Wir sehen also, daß die Herstellung d:ner fr·eien W:etthewerbswirtschaft im 
Y,erkehr auch dann nur bedingt möglich ist, wenn man die Auswirkung,en (der" 
selben gegenüber der v,erladenden Wirtschaft in Kauf zu nehmen bereit wäre. 
Da auch letzteres, zumindest für die Y,erhältnisse in Deutschland, zur Zeit 'nicht 
für möglich gehalten wird, wird man auf die volle Liheralisierung als hutornatisches 
Mittel zu einer Yerkehrskoordination zumindest vorläufig verzichten müssen. 
Eine solche Feststellung schließt aber nicht aus, daß sich die Koordinierungs,,: 
politik :eine möglichst weitgehende Verwirklichung von Marktgesichtspunkten 
zum Ziele setzt. 
Obwohl die Ym.aussetzungen im Verkehr der dnzdnen Länder sehr vIerschieden" 
artig sind, bemüht man sich seit Jahren, auf internationaler Ehene Maßstähe für 
eine Kloordinierimg im Verkehr zu finden. In s,einer Sekretariatsnote hat der 
Binnenverkehrsausschuß der Wirtschaftskommission für Europa dnen hemerkens" 
werten und umfangrdchen Bericht zu diesler Frage zusammengestellt. Die Note 
beschränkt sich allerdings im wesentlichen darauf, die Probleme aufzuzdgen und 
eine Yorari.alyse zu bringen. Sie arbeitet zunächst zwei Möglichkeiten der Koor" 
dinierung, nämlich die autoritäre. K'Üordini,erung .und die tal"if" 
li eh 'e KlO 'Ü r d i n i le run g, heraus. Bei der autoritärlen Koordinilerung wird 
die Wahl des Benutzers bezüglich des Verkehrsmittels durch verwaltungsmäßige 
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Maßnahmen beschränkt, während die tarifliche Koordinierung die Wahlfreiheit 
offen läßt, jedoch durch geeignete Beförderungstarife v,ersucht, die Entscheidung 
des Verkehrsnutzers mit den Interessen der Gesamtheit in Einklang zu bringen. 
In dem Bericht wird der letzteren Mdhode der Vorzug gegeben, wobei ,aufent~ 
sprechende Beschlüsse des Binnenverkehrsausschusses und auch auf <eine gleich~ 
artige Stellungnahme der Internaüonalen Handelskammer verwiesen wird. 
Auch wir sind der Meinung, daß man die Wahlfreiheit des V,erkehrsnutzers 
bezüglich des V,erkehrsträgers unter aUen Umständen in jeder Koordinierungs~ 
poHtik unangetastet lassen muß. Die Tarifpolitik sollte hierbei so gestaltet werden, 
daß bei jedem Verkehrsträger die Gesamtausgaben durch die Gesamteinnahmen 
gedeckt werden. Zu den Gesamtausgaben gehören, soweit der Verkehrsweg nicht 
selbst unterhalten wird, auch die anteiligen Kosten des Verkehrsweges. Gleiche 
Startbedingungen sollten auch auf den anderen GeHeten hergestellt werden, wie 
beispielsweise in der Besteuerung. Betriebsfr,emde Lasten, denen nicht auch die 
übrigen Verkehrsträger in ähnlicher \'\1dse unterworfen sind, verschieben die 
Wettbewerbsvoraussetzungen und verstoßen gegen den Gnmdsatz der gleichen 
Startbedingungen. Sie sollten unmittelbar durch die zuständigen Ressorts d'es 
Staates übernommen werden. Bei den gemeinwirtschaftlichen Lasten ist zunächst 
zu prüfen, ob sie unter den veränderten Wettbewerbsverhältnissen und im Hin~ 
blick auf die inzwischen eingetretene Entwicklung ,auf dem Gebiete der Wirtschaft 
und des Verkehrs noch notwendig sind. Sie sollten weitgehend in der Weise ab~ 
gebaut werden, daß überall kostennahe Tarife ihre Verwirklichung finden. Soweit 
ein Rest an gemeinwirtschaftlichen Belastungen erhalten bleiben muß, ist zu 
prüfen, inwieweit hierin unter Berücksichtigung aller Zusammenhänge eine ein~ 
seitige Belastung gegenüber den anderen Verkehrsträgern zu sehen ist. Sofern 
und soweit das tatsächlich der Fall ist, müßte ein finanzieller Ausgleich ,erfolgen, 
um auch insoweit den Grundsatz der gleichen Startbedingungen zu verwirklichen. 
Die Sekretariatsnote der ECE kommt zu dem Schluß, daß dne Angleichung ider 
Startbedingungen nicht genügt, um eine zweckvolle Koordinierung herheizu~ 
führen. Außer der Befürwortung einer stärkeren Angleichung auch der Eisen~ 
banntarife an die Selbstkosten -einschließlich dner räumlichen Differ,en~ 

. zierung - hält die Note eine Konzentration des Eisenbahnnetzes, die Schließung 
von Nebenbahnstreckenebenso für potwendig wie die ,erhebliche Reduzi,erung 
der Zahl der Bahnhöfe. Die Eisenbahn soll insoweit handeln wie ein Verkehrs~ 
unternehmen und nicht wie ein Monopol. 
'Bezüglich der Ordnung des Verhältnisses zum Wasserweg wird eine StabiIk 
sierung und Regulierung der Frachten für zweckmäßig gehalten. Der Bau neuer 
und die Modernisierung vorhandener Wasserstraßen wird - dann auch ohne 
Rücksicht auf die anderen V,erkehrsträger --- aber auch nur dann - für zwecb 
mäßig gehalten, wenn unter Berücksichtigung der Verzinsungs~ und Amorti~ 
sationskosten hierdurch billigere Beförderungskosten als bei den vorhandenen 
Verkehrsträgern erzielt werden können. 
Pür die deutsche Koordinierungspolitik dürften einige Bemerkungen bezüglich 
des. Kraftverkehrs von besonderem Interesse sein. Das Sekretariat der ECE tritt 
für eine Begrenzung der Pahrzeuggrößen mit Rücksicht auf die Sicherheit und 
Bequemlichkeit der anderen Straßenbenutzer dn. Tragender Gesichtspunkt soll 
aber ,auch hier die Notwendigkeit sein, die Selbstkosten des Straßenverkehrs so 
niedrig wie möglich zu halten. Eine Herabsdzung der Abmessungen im Inter,esse 
einer Erleichterung der Wettbewerbslage der Eisenbahn würde die Kosten des 
Verkehrs künstlich verteuern und damit einem 'der Hauptzwecke der Koordini'e~ 

'=-:> 

i, ' 

Die. Knnrdilllicl"1.1llg im V",rkphr 79 

rungentgegenwirken. Das gleiche gilt für Beförderungsverbote, wie si~ im 
Straßenentlastungsgesetz vorges'ehen sind. Sie würden den Grundsatz der Wahl~ 
freiheit des V,erkehrsnutzers verletz·en. Auch das Sonntags fahrverbot, das sich 
eindeutig als Begünstigung der Bahn darstellt und von dem di,ese auch in ihrer 
Werbung reichlich Gebrauch macht, dürfte nach den Grundsätzen der ECE~Note 
als Koordinierungsmittel ausschalten. 
Einer Koordinierung im W,ege der Tarifparität zwischen Schiene und Straße steht 
der Bericht skeptisch gegenüber. Es wird als schwierig betrachtet, ein ähnliches 
System in Ländern zu verwirklichen, in denen die Zivildisziplin vielleicht weniger 
stark ist als in Deutschland. Man hält in diesem Falle außerdem leine Ausgleichs.:' 
kasse für erforderlich. Diese Möglichk'eit, für deren Verwirklichung bei uns 
bereits sehr negative praktische Erg,ebnisse yorliegen, wird offensichtlich über~ . 
schätzt. Es wird aber vor allem befürchtet, daß bei einer Tarifgleichheit der 
,Werkverkehr den Rahm abschöpft und damit eine unerwünschte Ausdehnung 
·erfährt. 
Der Bericht lehnt für den W,erkverkehr sowohl eine Kontingentierung als auch 
eine Konzessionierung .ab. Dagegen hält ,er ein Lizenzverfahren nach dem hollän~ 
disehen Muster für zulässig. Bei diesem y,erfahren muß bekanntlich der. Zu~ 
tissung eine Verhandlung mit den gewerbli,chen V,erkehrsträg,ern vorausgehen. 
Die Lizenz soll .nur gewährt werden, wenn dadurch das Interesse an leiner ge~ 
ordneten Versorgung der Wirtschaft durch die öffentlkhen Y,erkehrsträger nicht 
verletzt wird. Wir glauben einen gewissen Widerspruch darin zu erkennen, daß 
demgegenüber die KontingenUerung und Konzessionienmg für den gewerblichen 
Kraftverkehr, wenigstens in der P,ernzone, als Mittel der Koordinierungspolitik 
grundsätzlich anerkannt wird. Yidleicht denkt man hier an einen Einsatz der 
Steuerpolitik, die in der Konzeption des Berichtes keine Ablehnung ·erfährt. 
Zweifellos handelt es sich bei der ECE~Studie um die bisher umfassendste Dar~ 
stellung des Problems der Koordinierung. Besonders bemerkenswert und klar 
ist das Ziel der Koordinierungspolitik dargestellt. Es wird darin erblickt, daß 
jedes Verkehrsmittel dort zum Einsatz kommt, wo 'es die beste Leistung zu den 
geringsten Kosten erbringen kann. Hi'erbei sollen alle Nebenkosten, wie Zu~ 
und Ablauf, Verpackungs ersparnis, Zeitgewinn, Bequemlichk,eit, Kapitalein~ 
sparung wegen geringerer Lagerhaltung u. a. berücksichtigt werden. Eine auf ,ein 
solches Ziel ausgerichtete Koordinierungspolitik wird man bejahen müssen. Wir 
wollen aber nicht verhehlen, daß der Bericht auch dnige deutliche Mängel auf~ 
weist. Es ist nicht möglich, im Rahmen dieses Aufsatzes auf alle diese Mängel 
näher reinzugehen. Wir halten aber z. B. die Unterstellung, daß bei ,einem nach 
Herstellung gleicher Startbedingung,en durchgeführten frden Wettbewerb ein 
Verkehrsträger, nämlich die SeMene, im Laufe der Zeit ganz verschwinden könnte, 
für abwegig. Deshalb sind auch alle auf einer solchen. Hypothese aufgebauten 
Schlußfolgerungen unhaltbar. Eine gut geführte Eisen~.ahn würde in einem 
solchen F.alle ihre Wettbewerbschanc,en 'erkennen und zfelbewußt nutzen. Im 
großstromigen Verkehr auf weitere Entfernungen, auch heute das Herzstück~on 
rentablen Eisenbahnleistungen, ist die Bahn von keinem anderen Verkehrsmittel 
zu schlagen. Der Bericht zeigt auch sonst wirksame Möglichkeiten einer Rationa1i~ 
sierung der Eisenbahnen auf. 
Wir können auch d~r Erwägung nicht folgen, daß eine Koordinierung dadurch 
mögfich wäre, daß die fixen Kosten aller Y,erkehrsträger vom Staate getragen und 
die Verkehrstarife mir auf den variablen Kosten aufgebaut werden. Ein solches 
System erscheint uns besonders dann wirtschaftsfremd, wenn man die fix'en Kosten 
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a~schließend nach ei~'~m gleichmäßigen Schlüssel auf aUe Verkehrsträger ver" 
tell.en wollte. Das wur~e nach unserer Auffassung einer Kostenv.erfälschung 
glelchkommen T und d~mlt. den selbst 'erklärten Koordinierungszielen ,entgegen" 
stehen. Der Unterschled ln den festen Kosten muß sich im Wettbewerb ,ebenso 
auswirken .. wie derjenige bei den variablen Kosten. Die V,erwirklichung dieses 
Sysh:ms konnte deshalb nur auf eine unnatürliche Begünstigung eines Verkehrs" 
trägers, nämlich der Eisenbahn, hinauslaufen. Da hier die höheren fixen Kosten 
liegen, käme das auf eine Subventionierung durch die anderen V,erk'ehrsträger, 
besonders den Kraftverkehr, hinaus. Es bedarf keiner besonderen. Begründung,. 
daß ein solches Verfahr,en abzulehnen ist. . 
Abschließend dürfen wir feststellen, daß nach unserer Meinung der ECE"Bericht 
die 'erste ziemlich geschlossene Darst'ellung der Koordinierungsprob1eme hedeutet. 
Er bietet eine Fülle von Anregung,en für die Behandlung des Themas. Manche 
Ueberlegungen haben einen stark theoretischen Charakter. Insgesamt scheinen 
die V,erfasser der Notwendigkeit, überkommene Auffassungen abzuschütteln 
nicht immer ganz gerecht geworden zu sein. Es kann erwartet werden, idaß sicl~ 
an diesem Bericht die Diskussion neu 'entzündet. Vielleicht werden dabei doch 
Lösungen gefunden, die den proklamierten Zielsetzungen dner guten Koordinie" 
rung gerecht werden. 
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Die Aufgaben der Bundesanstalt 
für den Güterfernver}{ehr und ihre Durchsetzung 

V,on E r ich E ich h ü ff , , 
Präsident der Bundesanstalt für den Güterf.ernv,erkehr 

Nach dem Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) ist die Bundesanstalt für den Güter" 
fernvIerkehr (BAG) "zur Herstellung und Gewährleistung der Ordnung im 
Güterfernverkehr innerhalb seiner v,erschiedenen Zweige und im Verhältnis zu 
anderen V,erkehrsträgern" 'errichtet worden. Wie diese Ordnung aussehen soll, 
hat der Gesetzgeber in den Vorschriften des GüKG genau umrissen. . 

Die Beförderung vün Gütern für andere, d. h. gewerblichen Güterf.ernverkehr 
darf nur der Unternehmer betreiben, der im Besitz ,einer Genehmigung ist. Dafür 
muß er den Nachweis seiner fachlichen und persönlichen Eignung, sowie seiner 
finanziellen Leistungsfähigkeit erbringen. Die Genehmigung wird jeweils für 
ein bestimmtes Mütorfahrzeug 'erteilt, das auf den Namen des Transportunter.,: 
nehmers zugelassen sein und ihm gehören ·muß. Im Möbelfernv,erkehr bedarf 
auch der Anhänger einer Genehmigung. Die Zahl der Genehmigungen im 
Bundesgebiet und in Westberlin ist beschränkt. Der Fahrz'eugpark ist statistisch 
zu erfassen. Die Entgelte im Güterfernverkehr si.nd Festpreise (Reichs"Kraft" 
wagen"Tarif = RKT). In den Frachtsätz,en ist eine Beförderungsteuer in Höhe 
von 6,542 "/0 der Bruttofracht ,enthalten. Deber die Leistungen des Güterfern" 
verkehrs ist.als Grundlage für verkehrspolitische Entscheidungen >ein statistischer 
Ueberblick zu schaffen. Der W,erkv'er~ehr - seine genaue Begriffshestimmung 
findet sich im § 48 GüKG - kann sich uneingeschränkt bewegen, :doch darf 
er Güter für andere nicht befördern. ,Kraftvvagen mit dner Nutzlast v,on mehr 
als 4 t und Zugmaschinen' über 55 PS sind, sowei.t sie iniWerkfernv,erkehr ver" 
weridet werden, bei ,der BAG anzumelden .. Darüber hinaus sind aUe Fernfahrten 
zur statistischen Erfassung anzugeben. Die Beförderungsteucr beträgt seit dem 
1.6.1955 3 DPfg/tkm und ab 1. 10. '1956 4 DPfg/tkm. Eine 'Erhöhung auf 
5 DPfg/tkm tritt ab 1. 4. 1958 in Kraft. :. 

Für den gewerblichen Verkehr wie für den \'{1,erkfernv,erkehr mi,t Fahrzeug,en 
über 1 t Nutzlast gelten bestimmte Vorschriften über mitiuführende Beförde" 
rungs" und Begleitpapiere und Fahrtenbücher. . . , 

"Herstellung und Gewährleistung der Ordnung im Güterfernvler~ehr I" ~ährend 
das Gesetz mit dieser umfass·enden F,ormulierung der BAG ,eine umfassende Auf" 
gabe zu stellen scheint, gesteht es ihr jedoch im wesentlichen nur !die Befugnis 
zu, Verstöße gegen die dnschlägigen Vorschrift,en festzustellen und den Ge" 
nehmigungsbehörden zur weiteren Veranlassung zu melden. Lediglich für die 
Durchführung des Tarifausgl'eichs ist die BAG selbst verantwortlich, wenn ihre 
Prüfung eine Abweichung vom Tarif ,ergehen hat. Das Ges'etz hätte richtiger von 
einer "Mitwirkung" an der Herstellung der Ordnung gesprochen. Dieser "Mit" 
wirkung" kommt jedoch in der Praxis ,eine größere und stets steigende Be" 
deutung zu. 


